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1 Problemstellung und Vorgehensweise 
Die Verbraucherzentralen sind für Verbraucher oft der erste und einzige Ansprechpartner 

für eine unabhängige Beratung. Als Anlaufstelle der Verbraucher bei Beschwerden erfüllen 

Verbraucherzentralen ebenfalls eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe. Sie beraten hier-

bei die Verbraucher nicht nur individuell, sondern sind Teil des gesellschaftlichen Be-

schwerdemanagementsystems. Die Verbraucherbeschwerden werden durch die Verbrau-

cherzentralen aufgegriffen und bis zur politischen Ebene weiterverfolgt. So wirkten die 

Verbraucherzentralen auf Grund von zahlreichen Verbraucherbeschwerden Anfang der 

2000er Jahre erfolgreich auf den Erlass des Gesetzes zur Bekämpfung des Missbrauchs 

von 0190er/0900er-Mehrwertdiensterufnummern (MWDG) hin,1 welches u. a. die Regist-

rierung der Anwählprogramme, sogenannter Dialer, bei der Regulierungsbehörde für Tele-

kommunikation und Post (RegTP), der heutigen Bundesnetzagentur vorsieht. Das Miss-

brauchspotential zeigt sich in den etwa 400.000 Dialern, denen nach Inkrafttreten des Ge-

setzes im Jahr 2003 die Registrierung entzogen wurde, da sie die dafür erforderlichen 

Voraussetzungen nicht erfüllten.2

Momentan von großer Bedeutung sind die sogenannten Abofallen im Internet, bei denen 

Nutzern kostenlose oder preisgünstige Angebote suggeriert werden, die sich jedoch letzt-

lich als kostenpflichtige, längerfristige Abonnements erweisen. Dem Nutzer werden diese 

Kosten dann in Rechung gestellt; der Anbieter versucht Zahlungsauforderungen u. U. 

auch durch die Einschaltung von Rechtsanwälten oder Inkassobüros Nachdruck zu verlei-

hen. Laut Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen beläuft sich die Zahl der bei den 

Verbraucherzentralen bundesweit eingehenden Beschwerden auf 22.000 monatlich.3

In der Regel problematisch bei solchen Geschäftspraktiken ist die Betroffenheit einer Viel-

zahl von Verbrauchern, deren Mehrheit jedoch nicht angemessen darauf reagiert. Zur Be-

seitigung dieser Rechtsdurchsetzungsdefizite auch auf europäischen Level prüft die Euro-

päische Kommission derzeit die Möglichkeiten kollektiver Rechtsschutzverfahren.4 Im 

Rahmen ihrer Stellungnahme zu der entsprechenden Öffentlichen Konsultation der Euro-

päischen Kommission befragte der Europäische Verbraucherverband BEUC in 13 EU-

Mitgliedsstaaten Verbraucher, ob sie eine Schadensersatzklage individuell anstrengen 

                                            
1  Vgl. Benner/Weiser (2009), S. 153 f. 
2  Vgl. Verbraucherzentrale Saarland e. V. (2004), S. 15. 
3  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (o. J.). 
4  Vgl. beispielhaft das aktuelle Konsultationspapier Europäische Kommission (2011). Die öffentliche Kon-

sultation wurde am 30. April 2011 beendet. 
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oder sich einer Kollektivklage anschließen würden. Fast alle Befragten würden sich einer 

Sammelklage anschließen, während lediglich ein knappes Viertel bereit wäre, individuell 

seine Rechte juristisch durchzusetzen.5

In Deutschland federführend beim kollektivem Rechtsschutz sind neben der Zentrale zur 

Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e. V. (Wettbewerbszentrale) der Verbraucherzentra-

le Bundesverband e. V. (vzbv) sowie einige der Verbraucherzentralen der Bundesländer.6

Wegen ihrer Bedeutung sowohl bei der Erfassung von Beschwerden als auch bei der kol-

lektiven Rechtsdurchsetzung werden in diesem Beitrag schwerpunktmäßig die Verbrau-

cherzentralen betrachtet und zunächst in das System der Verbraucherarbeit in Deutsch-

land eingeordnet. Neben einer generellen Darstellung ihres Aufgabenspektrums wird 

schwerpunktmäßig aufgezeigt, in welchem Umfang die Verbraucherzentralen mit Verbrau-

cherbeschwerden konfrontiert werden. Im Anschluss an die Darstellung einiger theoreti-

scher Hintergründe wird im Zusammenhang mit der Durchsetzung kollektiver Ansprüche 

eine Möglichkeit vorgestellt, eine unabhängige und auf lange Sicht dauerhafte Finanzie-

rung der Verbraucherzentralen zu sichern. 

 

                                            
5  Vgl. o. V. (2011), S. 10; Bureau Européen des Unions de Consommateurs (2011), S. 7. 
6  Vgl. Meller-Hannich/Höland (2010), S. 136 ff. 
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2 Die Verbraucherzentralen als Beschwerdestellen 

2.1 Die Verbraucherzentralen im Kanon der Verbrauchereinrich-
tungen 

Es hat sich in Deutschland ein institutionelles Arrangement in der Verbraucherarbeit etab-

liert, welches im Wesentlichen durch eine organisatorische Dreiteilung gekennzeichnet ist. 

Die Verteilung der Aufgaben zwischen den Organisationen ist in der folgenden Tabelle 

abgebildet. 

Tabelle 1: Aufgaben der Verbraucherorganisationen in Deutschland 
 Verbraucherzentralen vzbv Stiftung Warentest 

Verbraucherberatung    

Verbraucherinformation    

Verbraucherbildung    

Interessenvertretung    

Beschwerdemanagement 
einschl. Rechtsdurchsetzung    

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Nassua/Lübke (1996), S. 112. 

Die in jedem Bundesland existierenden Verbraucherzentralen sind alle in der Rechtsform 

eines eingetragenen Vereins organisiert. Da es sich um rechtlich selbstständige Einrich-

tungen handelt, variieren die in der jeweiligen Satzung festgelegten Ziele und Aufgaben. 

Gemeinsames Oberziel aller Verbraucherzentralen ist die Wahrnehmung der Verbraucher-

interessen. Dabei werden ausschließlich gemeinnützige Zwecke verfolgt, es besteht kein 

erwerbswirtschaftliches Interesse bei der Ausübung der satzungsmäßigen Aufgaben.7 Zu 

diesen Aufgaben zählen die Verbraucherberatung einschließlich des Managements von 

Verbraucherbeschwerden, die Verbraucherinformation und -bildung sowie die Interessen-

vertretung. 

Die Aufgabe der Stiftung Warentest liegt in der Verbraucherinformation und -bildung und 

wird durch die Verbreitung von Testergebnissen von Waren und Dienstleistungen durch 

verschiedene Publikationen umgesetzt. Dies ermöglicht es der Stiftung, den größten Anteil 

ihres Gesamtetats durch eigene Einnahmen zu erwirtschaften. Dies ist den Verbraucher-

zentralen und dem vzbv nicht in diesem Maße möglich. Der Verbraucherzentrale Bundes-

verband wird fast ausschließlich durch öffentliche Mittel finanziert. Außerdem sind die 

Möglichkeiten zur Erzielung von Eigeneinnahmen sehr begrenzt. Beides ist auf das Tätig-

                                            
7  Vgl. beispielhaft Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V. (2002). 
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keitsfeld des vzbv zurückführen. Ihm obliegen neben Verbraucherinformation und -bildung 

in erster Linie die verbraucherpolitische Interessenvertretung und das Vorgehen gegen 

Verstöße gegen Verbraucherschutzbestimmungen.  

Problematisch für die genannten Verbraucherorganisationen ist das Fehlen einer An-

spruchsgrundlage bezüglich der zweckgebundenen öffentlichen Zuwendungen. Diese 

werden in der Praxis zwar regelmäßig durch Bund und Länder gewährt; beruhen jedoch 

auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Kürzungen sind gerade bei den nicht auf einer gesetzli-

chen Grundlage basierenden Zuwendungen nicht auszuschließen.8 Aus Sicht der 

Verbraucherorganisationen ist damit die Planungssicherheit stark eingeschränkt, dies 

schließt sowohl die Höhe der Zuwendung als auch den Zeitpunkt des Erhalts des Bewilli-

gungsbescheides ein. 

Das Fehlen einer adäquaten Grundförderung zieht im Falle der Verbraucherzentralen die 

Entlassung von Personal und die Schließung von Beratungsstellen nach sich, was wieder-

um die Generierung eigener Einnahmen erschwert. Verschiebt sich der Schwerpunkt der 

staatlichen Förderung von institutionellen Zuwendungen hin zur Förderung spezieller Pro-

jekte, wird es schwieriger, Kernaufgaben wahrzunehmen.9 Vor allem wird durch die Förde-

rung bestimmter Projekte die Unabhängigkeit der Verbraucherorganisationen in dem Sin-

ne eingeschränkt, dass durch ein Projekt ein Themenschwerpunkt festgelegt wird. Zudem 

setzt auch die Projektförderung auf den durch institutionelle Zuwendungen geschaffenen 

Strukturen auf. In Anbetracht der sich im Zeitablauf stark ändernden Schwerpunkte der 

Verbraucherbeschwerden ist eine institutionelle Förderung zum Ausbau und zur Beibehal-

tung der Kernkompetenz notwendig. 

Neben Verbraucherinformation und -bildung gehören die Vertretung der Verbraucherinte-

ressen auf politisch-parlamentarischer Ebene sowie die Verfolgung von Rechtsverstößen 

durch Abmahnungen und Klagen zum Aufgabenspektrum der Verbraucherzentralen. Her-

vorzuheben ist dabei die Verbraucherberatung, die für die Verbraucherzentralen durch den 

unmittelbaren Kontakt mit den Verbrauchern eine Sensorfunktion erfüllt und die Einbezie-

hung aktueller Belange in die Interessenvertretung ermöglicht.10 Mit diesem umfassenden 

Aufgreifen der Probleme der Verbraucher – sowohl in thematischer als auch in methodi-

scher Hinsicht – erfolgt eine Abgrenzung zu Verbraucherorganisationen wie beispielswei-

                                            
8  Vgl. Gollenstede/Schaffartzik (1983), S. 301; Widhopf (1990), S. 50. 
9  Vgl. Arkenstette (2005), S. 368. 
10  Vgl. Benner/Weiser (2009), S. 149. 
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se Foodwatch e. V., die die Wahl ihrer Themen stärker an öffentlicher Aufmerksamkeit und 

Unterstützung ausrichten.11

Die unabhängige Beratung und Information der Verbraucher in verschiedenen themati-

schen Bereichen ist aus weiteren Gründen notwendig.12 So zielt die Beratung durch Un-

ternehmen der anbietenden Wirtschaft – sofern überhaupt angeboten – auf den Absatz 

der eigenen Produkte und Dienstleistungen. Gleiches gilt für Makler in Bezug auf die durch 

sie zu vermittelnden Leistungen. Für einen Hersteller steht die Erzielung von Gewinn im 

Vordergrund; die Maklertätigkeit richtet sich an der mit den Vermittlungsabschlüssen ver-

bundenen Provisionen aus. Insofern steht für beide Marktakteure der eigene Nutzen im 

Vordergrund. Eine unabhängige Beratung, die darauf gerichtet ist, das für den Verbrau-

cher individuell am besten geeignete Produkt zu finden, lässt sich auf diesem Wege nicht 

realisieren. 

Darüber hinaus sehen sich Verbraucher einer Vielfalt an Produktvarianten gegenüber; und 

dies nicht nur in vergleichsweise unproblematischen Bereichen, bspw. bei Gütern des täg-

lichen Bedarfs, sondern auch in existenziell bedeutsamen Bereichen, wie etwa Versiche-

rungen oder Finanzdienstleistungen. Verstärkt wird die Komplexität durch die je nach 

Themengebiet möglicherweise sehr hohe Anzahl an Kriterien, die zur Bestimmung eines 

geeigneten Produktes oder Leistungstarifs durch den Verbraucher angegeben werden 

müssen. 

Weiterhin werden Verbraucher mit unlauteren Geschäftspraktiken und Abzockermethoden 

unseriöser Unternehmen konfrontiert, bei denen ein Vertragsabschluss verschleiert oder 

vorgetäuscht wird, um im Nachhinein Forderungen gegen Verbraucher geltend zu ma-

chen. Nur ein Teil der Betroffenen wendet sich diesbezüglich an eine Verbraucherzentra-

le,13 so dass davon auszugehen ist, dass die wahre Zahl betroffener Verbraucher um ein 

Vielfaches größer ist. 

Die individuelle Beratung der Verbraucher ist in solchen Fällen nicht zielführend, da auf 

diese Weise eine Beseitigung der eigentlichen Ursache, also der unlauteren Geschäfts-

praktiken der Anbieter nicht möglich ist. Vor einer Durchsetzung ihres Rechts mit juristi-

schen Mitteln schrecken Verbraucher oftmals zurück. Eine Bündelung der Verbraucherin-

                                            
11  Vgl. Strünck (2010), S. 11. 
12  Die folgenden Ausführungen gehen auf Gespräche mit bzw. Informationen der Verbraucherzentralen aus 

den Jahren 2008 bis 2010 zurück. 
13  Vgl. Verbraucherzentrale Hessen e. V. (2007). 
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teressen und ihre Durchsetzung sind daher sinnvoll. Die Verbraucherzentralen und der 

Verbraucherzentrale Bundesverband können entsprechend ihrer satzungsgemäßen Auf-

gaben Verbraucherrechte kollektiv durchsetzen und auf entsprechende Schutzgesetze 

hinwirken. Doch gibt es hier einen erheblichen Verbesserungsbedarf, auf den später ein-

gegangen wird. 
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2.2 Umfang der Beschwerden bei den Verbraucherzentralen 

Beschwerden werden definiert als Artikulationen von Unzufriedenheit, die Nachfrager oder 

andere Anspruchsgruppen in der Regel gegenüber Unternehmen, aber auch gegenüber 

Dritten vorbringen, um auf ein als schädigend empfundenes Verhalten des Anbieters hin-

zuweisen, eine Änderung dieses Verhaltens zu erreichen oder Wiedergutmachung für erlit-

tene Beeinträchtigungen durchzusetzen. Ist ein Nachfrager gewillt, seine Ansprüche auch 

auf dem Rechtsweg durchzusetzen, spricht man in Abgrenzung zum Begriff der Be-

schwerde von einer Reklamation.14

Bereits Kuhlmann weist darauf hin, dass Beschwerden bzw. Reklamationen von Verbrau-

chern oftmals Gegenstand der Rechtsberatung sind.15 Seine Definition beschreibt die 

Rechtsberatung als eine einzelfallbezogene Aufklärung über die Rechtslage; ähnlichen 

Inhalts ist auch das Rechtsdienstleistungsgesetz, welches heute die Arbeit der Verbrau-

cherzentralen in diesem Bereich legitimiert. In der Praxis der Verbraucherzentralen erfolgt 

aus Gründen der Praktikabilität keine ablauforganisatorische Trennung zwischen der 

Rechtsberatung und einer rein fachlichen Beratung; vielmehr wird eine Kombination beider 

Beratungsteile angeboten.16 Somit zählen zu dieser Fach- und Rechtsberatung der 

Verbraucherzentralen sowohl vorvertragliche als auch nachvertragliche Inhalte. Der Begriff 

vor- bzw. nachvertraglich bezieht sich dabei auf den Zeitpunkt des Abschlusses eines 

Kauf-, Dienst- oder Werkvertrages bei einem Anbieter. Den Schwerpunkt der Beratungstä-

tigkeit der Verbraucherzentralen bildet die nachvertragliche Beratung, d. h. die Beratung 

zu Reklamationen und Beschwerden der Verbraucher. Jedoch fehlt eine systematische 

Erfassung dieser Verbraucherbeschwerden in Zusammenhang mit der jeweils betroffenen 

Branche, so dass im Folgenden lediglich auf Schätzwerte einiger Verbraucherzentralen 

zurückgegriffen werden kann.  

Momentan werden Beschwerden bzw. Anfragen der Verbraucher durch die Verbraucher-

zentralen grundsätzlich gemäß folgender Klassifikation eingeteilt und erfasst: Bau-

en/Energie/Umwelt; Lebensmittel und Ernährung; Finanzen und Versicherung; Rei-

se/Freizeit/Mobilität; Gesundheit; Medien und Telekommunikation sowie Markt und 

Recht.17 Die Rechtsberatung ist bei dieser Gliederung dem Bereich Markt und Recht zu-

geordnet. Daten zu den genannten Beratungsbereichen werden durch einen Teil der 

                                            
14  Vgl. Stauss/Seidel (2007), S. 50 f. 
15  Vgl. Kuhlmann (1990), S. 320. 
16  Vgl. Benner/Weiser (2009), S. 147. 
17  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2008). 
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Verbraucherzentralen regelmäßig in ihren Jahresberichten veröffentlicht; allerdings wei-

chen die dabei angewendeten Einteilungen von der vorgenannten Basis-Klassifikation ab, 

so dass eine Vergleichbarkeit der Daten der Verbraucherzentralen untereinander nicht 

möglich ist. Beispielsweise variierte der Anteil der Rechtsberatung an den gesamten Ein-

zelberatungen im Jahr 2008 zwischen 3,4 Prozent (Hessen;18 basierend auf eigenen Be-

rechnungen) und 69 Prozent (Sachsen-Anhalt;19 einschließlich Beratungen zu Finanz-

dienstleistungen). 

Zum einen wegen der fehlenden Vergleichbarkeit der in den Verbraucherzentralen-

Jahresberichten vorliegenden Daten, zum anderen wegen des bereits angesprochenen 

nicht herzustellenden Branchenbezugs der Daten der Rechtsberatung, wurde an die 

Verbraucherzentralen folgende Anfrage gerichtet. Entscheidungsträger wie Geschäftsfüh-

rer oder Vorstände wurden gebeten, den Anteil der Beratung in einer bestimmten Branche 

im Jahr 2008 zu schätzen, der Beschwerden oder Reklamationen behandelte. Zudem 

wurde darauf hingewiesen, die üblicherweise als eigenständige Kategorie Markt und Recht 

geführte Rechtsberatung den aufgeführten Branchen zuzuordnen. Die Branchen wurden in 

Anlehnung an die Basis-Klassifikation wie folgt festgelegt: Bauen und Wohnen; Energie 

und Umwelt; Ernährung; Finanzen; Versicherung; Reise/Freizeit/Mobilität; Gesundheit und 

Pflege sowie Medien und Telekommunikation. Die vorliegenden Einschätzungen sind in 

der Tabelle 2 dargestellt. 

Tabelle 2: Anteil der Beschwerde-/Reklamationsberatung an der Gesamtberatung in 
Prozent im Jahr 2008 

 
Baden-

Württem-
berg 

Hamburg Nieder-
sachsen 

Rheinland-
Pfalz 

Schleswig-
Holstein Saarland Thüringen 

Bauen/Wohnen 70 60 20 50 10 0 40 

Energie/Umwelt 60 40 0 20 30 20 60 

Ernährung 30 40 20 40 20 3 20 

Finanzen 40 80 60 50 30 30 50 

Gesundheit/Pflege 50 70 50 50 40 0 70 

Medien/Telekommun. 90 90 90 90 90 100 90 

Reise/Freizeit/Mobilität 80 80 30 90 90 100 70 

Versicherung 40 80 70 90 30 2 20 

Quelle: Einschätzungen der Verantwortlichen der Verbraucherzentralen. 

                                            
18  Vgl. Verbraucherzentrale Hessen e. V. (2009), S. 3. 
19  Vgl. Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt e. V. (2009), S. 40. 
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Auffallend ist der bei allen Verbraucherzentralen sehr hohe Anteil der Beschwerden in den 

Bereichen Medien und Telekommunikation und Reise/Freizeit/Mobilität.  

Während bei den Flächenländern die Spanne zwischen den Branchen relativ groß ist, lie-

gen die Werte beim Stadtstaat Hamburg bei mindestens 40 Prozent. 

Einschränkend ist speziell für die o. g. Daten anzumerken, dass nur sieben der 

16 Verbraucherzentralen solche zur Verfügung stellten.20 Zudem handelt es sich um sub-

jektive Einschätzungen, nicht um empirisch erhobene Daten. Eine wesentliche generelle 

Beschränkung für jegliche von den Verbraucherzentralen erfassten Daten liegt darin, dass 

diese nicht den Beratungsbedarf widerspiegeln (können), da nur die tatsächlich durchge-

führten Beratungen erfasst werden; die den Verbraucherzentralen zur Verfügung stehen-

den Ressourcen jedoch begrenzt und ihre Kapazitätsgrenzen bereits überschritten sind.  

Die Quote der Beschwerden und Reklamationen an der Beratung hängt von der Art der 

Beratung ab. Beispielsweise ist die Ernährungsberatung stärker auf Information und Auf-

klärung ausgerichtet, was einen vergleichsweise geringen Beschwerdeanteil zur Folge hat. 

Die Werte im Bereich Gesundheit/Pflege werden stark durch die als individuelle Problem-

beratung konzipierte Beratung der Unabhängigen Patientenberatung Deutschland gGmbH 

(UPD) beeinflusst, d. h. es werden überwiegend nachvertragliche Aspekte behandelt. 

 

                                            
20  Die folgenden Ausführungen gehen auf Gespräche mit bzw. Informationen der betreffenden Verbrau-

cherzentralen aus dem Jahr 2009 zurück. 
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3 Theoretische Hintergründe zu Beschwerdeforschung 
und Verbraucherleitbild  

3.1 Beschwerden als Reaktion auf Marktineffizienzen 

Durch Globalisierung, Deregulierung und durch die Verbreitung von Informations- und 

Kommunikationstechnologien werden Konsumentscheidungen komplexer und Märkte un-

übersichtlicher.21 Auf einem transparenten Markt hingegen sind die Wirtschaftssubjekte 

über entsprechend relevante Aspekte der Marktstruktur und der Marktprozesse infor-

miert.22

Eine durch den Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. in Auftrag gegebene Studie be-

schäftigte sich bereits 2003 mit dem Informationsbedarf der Verbraucher. Ein Ergebnis der 

im Rahmen dieser Studie durchgeführten repräsentativen Verbraucherbefragung war ein 

verstärktes Interesse der Verbraucher an Informationen über verborgene Merkmale von 

Produkten, sog. Vertrauenseigenschaften. Die Verfügbarkeit von Informationen wird durch 

die Verbraucher dabei als Signal für Sicherheit und Transparenz gesehen, welches letzt-

lich zum Aufbau von Vertrauen beiträgt.23

Als Vertrauenseigenschaften werden in der informationsökonomischen Theorie solche 

Merkmale von Produkten oder Dienstleistungen bezeichnet, die für den Konsumenten we-

der vor, noch nach einem Kauf bzw. der Inanspruchnahme der Leistung beurteilt werden 

können. Bei Erfahrungseigenschaften hingegen ist eine Beurteilung für den Käufer zumin-

dest nach dem Kaufzeitpunkt bei Gebrauch des Produktes oder der Dienstleistung mög-

lich. Sind die Charakteristika eines Produktes oder einer Dienstleistung für den Konsu-

menten bereits vor dem Kauf einzuschätzen, spricht man von Sucheigenschaften.24 Die 

Einordnung der Charakteristika basiert auf der individuellen Wahrnehmung des Nachfra-

gers; in der Regel ist eine eindeutige Zuordnung des Gesamtproduktes zu einer Eigen-

schaftskategorie nicht möglich, vielmehr weist ein Produkt zumeist Eigenschaften aller drei 

Kategorien auf.25 So kann bei Lebensmitteln der Preis als Such-, der Geschmack als Er-

fahrungs- und der Herstellungsprozess als Vertrauenseigenschaft bewertet werden. Bei 

                                            
21  Vgl. Deutscher Bundestag (2008), S. 4; Bracker/Thorun (2007), S. 36. 
22  Vgl. Kuhlmann/Stauss (2001), S. 1079. 
23  Vgl. Schoenheit (2005a). 
24  Vgl. Darby/Karni (1973); Nelson (1970). 
25  Vgl. Weiber/Adler (1995a); Weiber/Adler (1995b). Weiber und Adler weisen darauf hin, dass nicht die 

Produkte selbst, sondern die Kaufprozesse informationsökonomisch eingeordnet werden sollten: 
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einem Altersvorsorgeprodukt hingegen ist bereits der Preis als Erfahrungseigenschaft ein-

zustufen, die spätere Rentenzahlung eine Vertrauenseigenschaft.26

Insbesondere im Fall von Vertrauenseigenschaften besitzt der Hersteller eines Produktes 

bzw. der Anbieter einer Dienstleistung einen Informationsvorsprung gegenüber den Nach-

fragern. Diese Informationsasymmetrie zu Ungunsten des Nachfragers führt zu einem 

Marktversagen durch das Auftreten der adversen Selektion.27 Das bedeutet, dass qualita-

tiv hochwertige Produkte keine Käufer finden und aus dem Markt verschwinden können, 

weil für den Käufer ex ante nicht zu beurteilen ist, ob das angebotene Produkt hoch- oder 

minderwertig ist und wie hoch ein angemessener Preis dafür ist.28 Dies macht den Abbau 

des verbraucherseitigen Informationsdefizits notwendig, sei es durch privatwirtschaftliche 

Initiative oder durch staatliche Vorgaben.29 Als Lösung wird zumeist der verstärkte Einsatz 

von Informationen vorgeschlagen.30 Unberücksichtigt bleibt dabei aber die begrenzte Ra-

tionalität der Individuen. Verbraucher entscheiden demnach in Abhängigkeit der eigenen 

kognitiven Beschränkungen und des äußeren Umfeldes.31

Neben den bereits erwähnten Informationsasymmetrien können auch Gestaltungs- und 

Betroffenheitsasymmetrien zwischen Anbietern und Nachfragern zu einem Marktversagen 

führen. Das bedeutet, dass Nachfrager bzw. Verbraucher gegenüber Anbietern nicht nur in 

Bezug auf die Informationen über ein Produkt oder eine Dienstleistung benachteiligt sind, 

sondern darüber hinaus auch bezüglich ihres Wissens über die Möglichkeiten der Ver-

tragsgestaltung sowie die Betroffenheit etwa bei Leistungsstörungen.32 Als Indikator für 

eine beeinträchtigte Funktionsfähigkeit des Marktes können u. a. Verbraucherbeschwer-

den herangezogen werden.33

Dieser Aspekt wurde auch durch die Europäische Kommission aufgegriffen, die eine sys-

tematische Überwachung der Märkte bezüglich ihrer Funktionsfähigkeit befürwortet und 

aus diesem Grund das Verbraucherbarometer angeregt hat.34 Um für das im Rahmen des 

Verbraucherbarometers erfolgende Screening der Märkte im Hinblick auf Verbraucherbe-

                                            
26  Vgl. Schoenheit (2005b), S. 68 ff. 
27  Vgl. zur theoretischen Herleitung von Marktversagen und -ineffizienzen Hagen/Baake/Kauffeld-Monz et 

al., S. 55 ff. 
28  Vgl. grundlegend zu Informationsasymmetrien Akerlof (1970). 
29  Vgl. Becker/Staus (2011), S. 204 f.; Sinn (1988), S. 6 ff. 
30  Vgl. Oehler/Reisch (2008), S. 60. 
31  Vgl. Oehler/Reisch (2008), S. 7. 
32  Vgl. Oehler/Reisch (2008), S. 3. 
33  Vgl. Europäische Kommission (2008b), S. 6. 
34  Vgl. Europäische Kommission (2008b), S. 3 ff. 
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schwerden eine einheitliche Datenbasis zu schaffen, hat die Europäischen Kommission 

konkrete Empfehlungen für den Aufbau einer europaweit einheitlichen Methodik zur Klas-

sifizierung von Verbraucherbeschwerden und -anfragen gegeben,35 die ab 2011 ver-

gleichbare Beschwerdedaten liefern soll.36

Für die Erklärung der einer Beschwerde zu Grunde liegenden Unzufriedenheit gilt das 

Confirmation-Disconfirmation-Paradigma als Basismodell. Hierbei vergleicht der Kunde 

seine tatsächlichen Erfahrungen bei Inanspruchnahme einer Leistung oder dem Kauf ei-

nes Produktes mit seinen Erwartungen, idealen Vorstellungen oder Erfahrungswerten der 

Vergangenheit. Ist das Ergebnis dieses Soll-Ist-Vergleichs negativ, d. h. werden die Erwar-

tungen durch die wahrgenommene Leistung nicht erreicht, entsteht eine negative Diskon-

firmation und daraus resultierend Unzufriedenheit.37

Eine Systematisierung der den Verbrauchern bei Unzufriedenheit zur Verfügung stehen-

den Reaktionsformen erfolgte erstmals durch Hirschman. Er gliederte die Kundenreaktio-

nen in loyalty (Inaktivität), voice (Widerspruch) und exit (Abwanderung).38 Darauffolgend 

wurden in der Beschwerdeforschung weitere Ansätze entwickelt: so unterscheidet Singh 

voice responses (Kontakt zum Anbieter mit der Aufforderung zur Wiedergutmachung), pri-

vate responses (negative Mundpropaganda im privaten Umfeld) sowie third party respon-

ses (Kontakt zu einer dritten Partei) unterschieden werden (vgl. Tabelle 3).39

Tabelle 3: Kundenreaktionen bei Unzufriedenheit 

Zugehörigkeit zum sozialen Umfeld des Kunden 
 

nicht zugehörig zugehörig 

direkt Widerspruch 
(inkl. keiner Reaktion) - Beteiligung an 

der nicht zufrie-
denstellenden 
Transaktion keine/indirekt Beschwerde bei 

Drittparteien 
Negative Mundpropaganda

(inkl. Abwanderung) 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Singh (1988), S. 101; 104. 

                                            
35  Vgl. Europäische Kommission (2010); Europäische Kommission (2009), S. 2 f. 
36  Vgl. European Commission (2010b), S. 7. 
37  Vgl. Homburg/Stock-Homburg (2008), S. 19 ff. Vgl. zu den über das Basismodell des C/D-Paradigmas 

hinausgehenden Theorien und Konzepten der Entstehung von Kundenzufriedenheit Homburg/Stock-
Homburg (2008), S. 23 ff. 

38  Vgl. Hirschman (1970). 
39  Vgl. grundlegend Singh (1988). 
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Zudem stellte sich in Studien heraus, dass Konsumenten nicht nur eine der aufgeführten 

Reaktionen zeigen, sondern üblicherweise auf mehrere Arten auf Unzufriedenheit reagie-

ren, insbesondere wenn diese hoch ist.40

Hingegen ist unklar, wie häufig einzelne Reaktionsformen vorkommen, was vor allen Din-

gen auf die vielfältigen Einflussfaktoren des Beschwerdeverhaltens zurückgeführt werden 

kann.41 Beschwerden bei Dritteinrichtungen wie Verbraucherorganisationen, Schiedsstel-

len, aber auch Medien werden nur von höchstens 20 Prozent der unzufriedenen Kunden 

vorgebracht, zumeist ist von einem weitaus geringeren Ausmaß dieser Beschwerdeform 

auszugehen.42 Die angesprochenen Einflussfaktoren lassen sich ganz unterschiedlichen, 

aber teilweise untereinander korrelierenden Kategorien zuordnen (vgl. Abbildung 1), von 

denen an dieser Stelle einige herausgegriffen werden sollen.43  

Abbildung 1: Systematik der Einflussfaktoren auf das Beschwerdeverhalten 

 
Quelle: Homburg/Fürst (2007), S. 46. 

So zeigt sich bei der Überprüfung unternehmensbezogener Einflussfaktoren, dass die Be-

schwerdewahrscheinlichkeit negativ von der Höhe sowohl der nicht-monetären als auch 

der monetären Kosten einer Beschwerde selbst abhängt.44 Mit einer größeren durch den 

Verbraucher wahrgenommenen Ernsthaftigkeit eines Problems bzw. mit höheren damit 

verbundenen Kosten steigt ebenfalls die Wahrscheinlichkeit einer Beschwerde (Einfluss-

faktorkategorie Bedeutung des Problems). Bei den produktbezogenen Faktoren besteht 

ein positiver Zusammenhang zwischen dem Kaufpreis und der Beschwerdewahrschein-

                                            
40  Vgl. Singh/Pandya (1991), S. 16 f. 
41  Vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 43. 
42  Vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 45. 
43  Für einen vollständigen Überblick zu den in Abbildung 1 aufgeführten Kategorien der Einflussfaktoren auf 

das Beschwerdeverhalten vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 46 ff. einschließlich der dort benannten weiter-
führenden Literatur. 

44  Vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 47. 
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lichkeit. Ebenso deuten Studien auf einen positiven Einfluss der Gebrauchsdauer und  

-frequenz auf die Beschwerdewahrscheinlichkeit hin.45

Die Forschungsergebnisse gerade in Bezug auf soziodemographische Einflussfaktoren 

lassen hingegen keine eindeutigen Schlüsse zu; Alter, Bildungsniveau und Einkommens-

höhe der Konsumenten scheinen am ehesten die Beschwerdewahrscheinlichkeit zu beein-

flussen. Beachtenswert ist dabei, dass soziodemographische Faktoren zum einen nur in 

geringem Umfang zur Erklärung des Beschwerdeverhaltens beitragen, zum anderen un-

tereinander stark korrelieren. So geht üblicherweise mit einem höheren Bildungs- auch ein 

höheres Einkommensniveau einher.46

Übereinstimmend mit den o. g. empirischen Untersuchungen zeigte sich in den Verbrau-

cherbarometern der letzten Jahre eine Zurückhaltung der Verbraucher, ihre Beschwerden 

vorzubringen.47 Verbraucher geben als Grund dafür an, dass der Beschwerdeprozess ei-

nen zu großen Aufwand für sie darstellt und sie von vornherein die Erwartung hegen, dass 

die Beschwerde nicht zu ihrer Zufriedenheit bearbeitet wird. Werden vorgebrachte Be-

schwerden tatsächlich nicht zufriedenstellend bearbeitet, so unternimmt zudem eine 

Mehrheit der Verbraucher keine weiteren Schritte. Soziodemographische Analysen zeigen, 

dass eher Personen mit höherem Bildungsabschluss Beschwerden vorbringen. Des Wei-

teren ist davon auszugehen, dass Konsumenten sich eher beschweren, wenn sie davon 

ausgehen, dass Unternehmen Verbraucherrechte respektieren. Ist der Schaden für den 

einzelnen Verbraucher relativ gering, wie etwa in den Bereichen Lebensmittel oder Trans-

port, wird häufig von einer Beschwerde abgesehen, obwohl nach Erfahrungsberichten der 

Verbraucher diese zu den problematischen Bereichen zu rechnen sind. Ein weiteres Er-

gebnis ist die Tendenz, dass Beschwerden in liberalisierten Märkten verstärkt auftreten; 

vor allem in den Bereichen Kommunikation, Transport, Energie sowie zudem bei Banken- 

und Versicherungsdienstleistungen. 

Im Zuge des vierten Verbraucherbarometers48 wurde erstmals eine Marktüberwachungs-

studie vorgestellt, die Daten aus Verbraucherbefragungen für 50 Verbrauchermärkte für 

die 27 EU-Mitgliedsstaaten plus Norwegen enthält.49 Weitestgehend den Resultaten der 

                                            
45  Vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 48. 
46  Vgl. Homburg/Fürst (2007), S. 47. 
47  Vgl. hierzu und im Folgenden European Commission (2008); European Commission (2009); European 

Commission (2010a); European Commission (2010b); European Commission (2011). 
48  Vgl. European Commission (2010b). 
49  Vgl. hierzu und im Folgenden GfK Significant (2010). 
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vorherigen Verbraucherbarometer entsprechend weisen am wahrscheinlichsten die fol-

genden Märkte Funktionsdefizite auf: Bankdienstleistungen, Telekommunikationsdienste, 

Strom, Bahn, Gebrauchtwagen, Immobilien, Hausinstandhaltung und Recht. In Bezug auf 

die in die Untersuchung eingeflossene Teilkomponente Beschwerden bestätigen sich 

ebenfalls Ergebnisse vorangegangener Untersuchungen. So beschweren sich nur acht 

Prozent der Konsumenten bei Drittparteien, ebenso viele direkt beim Hersteller; die meis-

ten Beschwerden werden jedoch an Händler oder Dienstleister gerichtet. 20 Prozent der 

Verbraucher, die nach eigenen Angaben Grund zu einer Beschwerde gehabt hätten, sa-

hen jedoch gänzlich davon ab. Insbesondere bei geringwertigen Produkten neigen die 

Verbraucher dazu, sich nicht zu beschweren. Hingegen werden bei Produkten und Dienst-

leistungen, die höherwertig oder für den Verbraucher von (existenzieller) Bedeutung sind, 

Beschwerden häufiger vorgebracht. 

Beschwerden bei Dritteinrichtungen können darüber hinaus als eine Steigerung anderer 

Beschwerdeformen betrachtet werden, da sie für den Konsumenten mit einem stärkeren 

Engagement und einem größeren Aufwand verbunden sind. Daher legen Beschwerden 

bei Dritten eine größere Unzufriedenheit seitens des Nachfragers nahe, die die Beziehung 

zu einem Anbieter ernsthaft gefährden kann, insbesondere wenn man bedenkt, dass einer 

Beschwerde bei einer dritten Partei eine Beschwerde bei dem betreffenden Unternehmen 

vorausgegangen sein dürfte.50

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass für einen mündigen Verbraucher Möglichkeiten 

bestehen, durch Abwanderung, Widerspruch oder Loyalität das Marktgeschehen zu beein-

flussen.51 Insbesondere trifft dies nach den obenstehenden Ausführungen auf die Prüfung 

von Angeboten bei höherwertigen Gebrauchsgütern mit Erfahrungsgutcharakter zu. Be-

schwerden werden ebenfalls bei Erfahrungs- und Vertrauensgütern verstärkt vorgebracht. 

Hingegen trifft das Bild des flüchtigen Verbrauchers im Bereich schnelllebiger, geringwer-

tiger Güter am ehesten zu. 

Im folgenden Abschnitt wird das Bild des flüchtigen bzw. des mündigen Verbrauchers nä-

her erläutert und in die aktuelle Diskussion des Verbraucherleitbildes eingeordnet. 

 

                                            
50  Vgl. McAlister/Erffmeyer (2003), S. 343. 
51  Vgl. Reisch (2003), S. 22. 
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3.2 Verbraucherleitbild 

Die Leitbilder der Konsumentensouveränität und Produzentensouveränität sind als konträ-

re Idealtypen einer klassischen ökonomischen Sichtweise zu verstehen. Im Falle der Kon-

sumentensouveränität steuert der Konsument durch seine Einkommensverwendungsent-

scheidungen das Angebot. Voraussetzung hierfür ist neben vollkommener Konkurrenz 

unter den Anbietern eine vollkommene Information und ein rationales Verhalten des 

Verbrauchers.52 Die Produzentensouveränität bezeichnet hingegen die Herrschaft der An-

bieter, die sich darin äußert, dass die Anbieter von Gütern und Dienstleistungen durch ihre 

Marketingaktivitäten Einfluss auf die Bedürfnisse der Nachfrager nehmen. Das Angebot 

wird dabei durch die Produzenten gemäß ihrer eigenen Interessen gestaltet; den Verbrau-

chern kommt eine ausschließlich reaktive Rolle zu.53

Näher an der Realität liegt das Leitbild der Konsumfreiheit, im Sinne derer Konsumenten 

Entscheidungen freiwillig treffen, auf die der Markt mit einem entsprechenden Angebot 

reagiert. Allerdings ist diese Wahlfreiheit inneren und äußeren Beschränkungen unterwor-

fen. Während die inneren Beschränkungen in der Person des Verbrauchers selbst liegen, 

sind die äußeren Beschränkungen auf die Anbieterseite zurückzuführen. So suchen An-

bieter zwar durch Marktforschung die Bedürfnisse der Nachfrager zu ermitteln, orientieren 

sich aber anders als beim Leitbild der Konsumentensouveränität ebenso an eigenen un-

ternehmerischen Zielen wie bspw. der Gewinnmaximierung. Daher versuchen die Produ-

zenten mit Hilfe des Marketings, Verbraucherbedürfnisse zu beeinflussen und das Han-

deln der Verbraucher zu bestimmen. Die inneren Beschränkungen ergeben sich aus der 

begrenzten Fähigkeit des einzelnen Verbrauchers, die eigenen Bedürfnisse zu kennen, 

marktliche Informationen zu gewinnen und daraus Entscheidungen zu Kauf und Gebrauch 

von Gütern abzuleiten.54

Gerade das Leitbild der Konsumentensouveränität ist traditionell maßgebend in der deut-

schen Verbraucherpolitik. Der Konsument soll als Souverän durch seine Entscheidungen 

das Marktgeschehen beeinflussen und in seinem Sinne lenken können.55 In den vergan-

genen 30 Jahren unterlag dieses Verbraucherbild einigen Veränderungen, wie etwa der 

Abkehr vom ausnahmslos egoistisch handelnden Konsumenten hin zu einem Verbrau-

cher, der neben ökonomischen auch ökologische und soziale Folgen seines Handelns be-

                                            
52  Vgl. Krol (2008), S. 83 ff. 
53  Vgl. Kuhlmann (1990), S. 36. 
54  Vgl. Kuhlmann (1990), S. 32 ff. 
55  Vgl. Schwan (2009), S. 54; Hansen (2003), S. 5. 
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achtet.56 Momentan liegt der deutschen Verbraucherpolitik das Leitbild eines „gut infor-

mierte[n] und zu selbstbestimmtem Handeln befähigte[n] und mündige[n] Verbrau-

cher[s]“57 zu Grunde. 

In ähnlicher Weise stellt sich das Verbraucherleitbild in der aktuellen Rechtssprechung 

dar. Im deutschen Recht findet dabei seit geraumer Zeit eine Annäherung an das unions-

rechtliche Verbraucherleitbild statt, welches durch die Rechtssprechung des Europäischen 

Gerichtshofes (EuGH) konkretisiert wurde. So ist inzwischen üblicherweise von einem 

normal informierten, angemessen aufmerksamem und verständigen Durchschnitts-

verbraucher auszugehen.58 Das europäische Verbraucherleitbild findet ausgehend vom 

Bereich der irreführenden Werbung über das Lauterkeitsrecht im Allgemeinen auch in wei-

teren Rechtsgebieten Anwendung.59

Die Rechtssprechung des EuGH zeigte in zurückliegenden Urteilen, dass trotz der Formu-

lierung eines Leitbildes vom Durchschnittsverbraucher stets die Umstände des Einzelfalls 

erwogen werden müssen, vor allen Dingen was soziale, kulturelle oder sprachliche Be-

sonderheiten der Verbraucher anbelangt. Berücksichtigung finden muss zudem, ob ein 

Angebot an eine bestimmte Zielgruppe oder die Allgemeinheit gerichtet ist bzw. welches 

Produkt beworben wird.60

Es ist davon auszugehen, dass insbesondere bei geringwertigen Gütern des täglichen Be-

darfs Konsumenten ein entsprechendes Angebot lediglich „flüchtig“ in Augenschein neh-

men (Suchgüter). Hingegen wird bei Gütern und Dienstleistungen, die von höherem Wert 

sind und eine längere Lebens- bzw. Nutzungsdauer aufweisen, eine gründlichere Prüfung 

durch den potentiellen Käufer vorgenommen werden (Erfahrungsgüter; vgl. zu den infor-

mationsökonomischen Eigenschaften ausführlicher Abschnitt 3.1).61 Insofern sind das Bild 

des mündigen und das des flüchtigen Verbrauchers, der sich lediglich in oberflächlicher, 

unreflektierter Weise mit Marketingmaßnahmen eines Anbieters auseinander setzt,62 nicht 

als konkurrierend, sondern je nach Situation als anwendbar zu betrachten. Vom juristi-

schen Standpunkt aus ist dabei maßgeblich, was dem Verbraucher abverlangt werden 

kann, also ob ein Verbraucher durch das Verhalten des Anbieters getäuscht wurde oder 

                                            
56  Vgl. Hansen (2007). 
57  CDU Deutschland/CSU Landesleitung/FDP Deutschland (2009), S. 44. 
58  Vgl. Köhler/Bornkamm (2011), § 1, RN 22; Reisch (2003), S. 22; Sack (2005). 
59  Vgl. Köhler/Bornkamm (2011), § 1, RN 29. 
60  Vgl. Köhler/Bornkamm (2011), § 1, RN 25. 
61  Vgl. Köhler/Bornkamm (2011), § 1, RN 35. 
62  Vgl. Dauses (2010), S. 101. 
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ob der Verbraucher die Absicht des Anbieters, die in der Regel in der Absatzförderung 

liegt, hätte erkennen müssen.63

Die verhaltensökonomische Forschung zeigt ebenfalls situationsbedingte Verhaltensmus-

ter auf; kristallisiert aber drei charakteristische Idealtypen heraus: den vertrauenden, den 

verletzlichen sowie den verantwortungsvollen Verbraucher. Der vertrauende Verbraucher 

ist auf die Bereitstellung unabhängiger, glaubwürdiger Informationen angewiesen, da ihm 

die Zeit oder die Fähigkeit fehlt, sich mit Kaufentscheidungen intensiv auseinanderzuset-

zen. Größere Schwierigkeiten bei der Bewältigung der Anforderungen des Alltags haben 

verletzliche Verbraucher; sie drohen vom Leben aus Gründen wie bspw. Überschuldung 

oder Krankheit ausgeschlossen zu werden. Schließlich der oben bereits angesprochene 

verantwortungsvolle Verbraucher, der an sich selbst und andere den Anspruch stellt, ver-

antwortungsbewusst zu konsumieren und auch für die Umwelt Verantwortung zu über-

nehmen. Zu diesem Zweck sucht der verantwortungsvolle Verbraucher aktiv nach Informa-

tionen und nimmt damit für andere Konsumenten eine Vorreiterrolle ein.64

Die geschilderten gegensätzlichen Aspekte der Leitbilddiskussion weisen darauf hin, dass 

kein universelles Verbraucherleitbild existiert,65 sondern dass neben (individuellen, aber 

dennoch für eine größere Gruppe generalisierbaren) Voraussetzungen der Nachfrager die 

marktlichen Gegebenheiten Berücksichtigung finden müssen. Bislang nicht abschließend 

geklärt ist, für welche Märkte und Bereiche das momentan auch von politischer Seite ver-

tretene Konzept eines gut informierten, mündigen Verbrauchers Gültigkeit besitzt. Im 

Verbraucherpolitischen Bericht der Bundesregierung aus dem Jahr 2008 findet sich der 

Schutzgedanke in dem gesundheitlichen und dem wirtschaftlichen Verbraucherschutz, 

während die Eigenverantwortung der Konsumenten in den Bereichen allgemeine Verbrau-

cherinformation und gesunde Ernährung zum Ausdruck kommt.66

Diskussionen und Bemühungen um die weitere Konkretisierung des Verbraucherleitbildes 

betreffen vor allem kollektivrechtliche Belange der Verbraucher, also etwa den Schutz vor 

unlauterer Werbung oder unlauterem Geschäftsgebaren der Anbieter sowie unzulässigen 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen.67 Damit wird sich das folgende Kapitel auseinander-

                                            
63  Vgl. Schwan (2009), S. 55 f. 
64  Vgl. Micklitz/Oehler/Piorkowsky et al. (2010). 
65  Vgl. Hansen (2007); Reisch (2003), S. 24. 
66  Vgl. Deutscher Bundestag (2008); Schwan (2009), S. 66 ff. 
67  Vgl. Dauses (2010), S. 99. 
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setzen und dabei einen Schwerpunkt auf die Betrachtung Streu- und Bagatellschäden le-

gen. 

Bei diesen Formen der Schädigung hat ein sich idealtypisch verhaltender mündiger 

Verbraucher gerade keinen Anreiz, seinen bestehenden Anspruch durchzusetzen. Die 

geringe individuelle Schadenshöhe rechtfertigt bei rationaler Betrachtung nicht die An-

spruchsdurchsetzung durch den Einzelnen, legitimiert aber damit wiederum gerade kollek-

tive Klagemöglichkeiten, um volkswirtschaftliche Schäden zu verhindern. 68

 

 

                                            
68  Vgl. Micklitz/Oehler/Piorkowsky et al. (2010), S. 2 f. 
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4 Kollektivrechtliche Ansatzpunkte 

4.1 Bestehendes Defizit in der Rechtsdurchsetzung 

Grundsätzlich herrscht im deutschen Zivilprozessrecht das Zwei-Parteien-Prinzip vor, d. h. 

der Einzelne setzt seine Rechte individuell durch. Dritte sind dem Grunde nach weder an 

einem Prozess beteiligt, noch von seinen Folgen betroffen. Neben dem Schutz subjektiver 

Rechte als Zweck des Zivilprozesses ist insbesondere auch der Schutz der Interessen der 

Allgemeinheit von Bedeutung,69 woraus sich u. a. die Rechtfertigung einer kollektiven 

Rechtsdurchsetzung bzw. Verbandsklagetätigkeit ableiten lässt. Genauer setzt die Ver-

bandsklagetätigkeit dort an, wo „… die Rechtsverletzung durch eine Individualklage zwar 

im bilateralen Verhältnis […] sanktioniert werden kann, aber gleichwohl in anderen bilate-

ralen Rechtsbeziehungen […] weiterwirkt“.70

Des Weiteren stößt die individuelle Rechtsdurchsetzung in Fällen sog. Bagatell- und 

Streuschäden sowie Groß- oder Massenschäden an ihre Grenzen, vor allem unter dem 

Gesichtspunkt der Effizienz. In beiden Fallgruppen entsteht durch „gleichförmiges Verhal-

ten“71 eines Schädigers eine große Anzahl Geschädigter. Aus Sicht des einzelnen Ge-

schädigten mag es bei einer Schadenshöhe im Bagatellbereich nicht lohnend erscheinen, 

die eigenen Ansprüche durchzusetzen; Ineffizienzen ergeben sich aber auch bei den Insti-

tutionen der Rechtsdurchsetzung, d. h. den Gerichten, die sich bei Massenschäden mit 

vielen ähnlichen Fällen zu befassen haben.72

Typisch für Groß- und Massenschäden ist die „Massenbetroffenheit“,73 d. h. die Schädi-

gung einer zumeist großen Anzahl Betroffener lässt sich auf eine einzige Ursache zurück-

führen. Dabei kann man unterscheiden zwischen mass disaster accidents, bei denen ein 

einziges Großereignis den Schaden Vieler verursacht und mass exposure accidents, bei 

denen die Schädigung räumlich und zeitlich verteilt entsteht.74 Zur ersten Kategorie zählen 

                                            
69  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 8. 
70  Säcker (2006), S. 75. Vgl. für eine differenzierte Würdigung der Verbandsklage Säcker (2006), S. 73 ff. 

Säcker stellt u. a. heraus, dass es sich bei einer Verbraucherverbandsklage nicht um Interessen der All-
gemeinheit, sondern um die einer Gruppe, nämlich der Verbraucher handelt, Säcker (2006), S. 76. 

71  Micklitz/Stadler (2005c), S. 9. 
72  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 9; Stadler (2001), S. 3 f. 
73 Alexander (2009), S. 590. 
74  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 9, FN 23. 
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Großunfälle, etwa mit Flugzeugen, Bahnen oder Schiffen sowie Industrieunfälle,75 zur 

zweiten beispielsweise Schädigungen durch Asbest.76

Bei Groß- und Massenschäden liegt die Verfolgung des Rechtsverstoßes durchaus im In-

teresse eines Geschädigten, da von einem hohen individuellen Schaden auszugehen ist. 

Das Defizit der Rechtsverfolgung nach dem Zwei-Parteien-Prinzip liegt hier in der großen 

Zahl an gerichtlichen Einzelverfahren, die auf Grund der Vielzahl der Geschädigten zu er-

warten sind. Die Ressourcen eines Gerichts wären durch die wiederholte Bearbeitung des 

gleichen Sachverhaltes stark beansprucht. Dies schränkt nicht nur die Effizienz der Justiz 

ein, sondern verteuert die einzelnen Verfahren und verzögert die Entscheidungsfindung.77

Auch Bagatell- und Streuschäden rühren in der Regel von einem in den einzelnen Fällen 

gleichartigen (Fehl-)Verhalten eines Schädigers her, welches wiederum eine Vielzahl von 

Geschädigten betrifft.78 Die Benachteiligung für den Einzelnen ist bei Bagatell- und Streu-

schäden so gering, dass sich eine individuelle Rechtsdurchsetzung nicht lohnt, man 

spricht von einem rationalen Desinteresse des Geschädigten.79 Die marginalen Beein-

trächtigungen der einzelnen Verbraucher summieren sich zu einem erheblichen, unrecht-

mäßig erzielten Gewinn.80 Für einen rechtsverletzend agierenden Anbieter ergibt sich so 

ein beträchtlicher Vorteil gegenüber Wettbewerbern und Nachfragern.81

Oftmals stehen den Geschädigten vertragliche Ansprüche gegen den Anbieter zu; eine 

Durchsetzung scheitert aber u. a. wegen des krassen Missverhältnisses zwischen der Hö-

he des individuellen Schadens und dem mit prozessualer Durchsetzung verbundenen 

Aufwand oder darüber hinaus gehenden Problemen wie etwa Beweisschwierigkeiten.82

Entsprechende Fälle sind zumeist auf die Produkt- und Herstellerhaftung, eine verbrau-

cherschädigende Vertriebspraxis oder unwirksame Regelungen in den Allgemeinen Ge-

schäftsbedingungen zurückzuführen. Beispiele sind die Unterschreitung der auf einer Ver-

packung angegebenen Füllmenge, die verzögerte Wertstellung eines Betrages auf einem 

                                            
75  Vgl. Stadler (2001), S. 3. 
76  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 9, FN 23. 
77  Vgl. Alexander (2009), S. 509; Meller-Hannich (2008), S. 15; Micklitz/Stadler (2005c), S. 9. 
78  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 10. 
79  Vgl. Alexander (2009), S. 509 f.; von Moltke (2003), S. 31. 
80  Vgl. Alexander (2009), S. 509 f. 
81  Vgl. Micklitz/Stadler (2005b), S. 1314. 
82  Vgl. Meller-Hannich (2008), S. 14; Micklitz/Stadler (2005c), S. 11. 
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Kundenkonto oder die Einziehung oder Einbehaltung kleiner Geldbeträge, ohne dass dafür 

ein Rechtsgrund vorliegt.83

Ein prominentes Beispiel eines Bagatell- und Streuschadens ist das Bußgeldverfahren des 

Bundeskartellamtes gegen drei Kaffeeröstereien aus dem vergangenen Jahr.84 Das bei 

Preiskartellen relevante Gesetz gegen Wettbewerbschränkungen (GWB) lässt grundsätz-

lich bei vorsätzlichen oder fahrlässigen Kartellverstößen Schadenersatzforderungen nicht 

nur der Mitbewerber, sondern auch anderer betroffener Marktbeteiligter zu 

(§ 33 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Satz 3 GWB). In Literatur und Rechts-

sprechung ist aber umstritten, ob zu den Anspruchsberechtigten auch Endverbraucher zu 

zählen sind.85 Im GWB nicht vorgesehen ist eine Möglichkeit zur kollektiven Geltendma-

chung von Schadenersatzansprüchen. Da aber gerade in Fällen wie dem des Preiskartells 

der Kaffeeröster von einer Massenbetroffenheit auszugehen ist, mahnt die Europäische 

Kommission in ihrem Weißbuch zu Schadenersatzklagen wegen Verletzung des EG-

Wettbewerbsrechts Instrumente zur Bündelung individueller Schadenersatzforderungen 

an. Andernfalls würden Forderungen vor allem bei Bagatell- und Streuschäden oft über-

haupt nicht geltend gemacht. In den seltenen Fällen, in denen derzeit Individualklagen er-

hoben werden, ist die Effizienz der Rechtsdurchsetzung auf Grund der Vielzahl der Einzel-

klagen bezüglich derselben Rechtsverletzung gefährdet. Im Einzelnen schlägt die Kom-

mission daher Verbandsklagen qualifizierter Einrichtungen sowie Opt-in-Gruppenklagen 

vor.86

 

                                            
83  Vgl. Micklitz/Stadler (2005b), S. 1309 ff.; Stadler (2001), S. 3; Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. 

(2009b), S. 3. 
84  Vgl. Bundeskartellamt (2010). 
85  Vgl. Seeliger (2008), S. 79 f.; ebenso Bundeskartellamt (2005), S. 7 f. 
86  Vgl. Europäische Kommission (2008c), S. 4 f. 
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4.2 Grundformen kollektiver Klagemöglichkeiten 

Im Allgemeinen erfolgt eine Unterscheidung in drei Grundformen kollektiver Rechtsdurch-

setzung: Gruppenklagen, Musterverfahren sowie Verbandsklagen,87 daneben existieren – 

insbesondere im internationalen Kontext – zahlreiche Mischformen,88 was zur Unklarheit 

in der Terminologie beiträgt.89 Daher werden zunächst Grundzüge dieser Formen mit Be-

zug zum deutschen Recht skizziert. 

4.2.1 Gruppenklagen 

Bei Gruppenklagen treten die Betroffenen bzw. Berechtigten selbst als Kläger in einer Klä-

gergemeinschaft auf. Diese kann durch private Kläger, durch von der Gruppe der Betrof-

fenen gewählte Vertreter oder durch einen Interessenverband repräsentiert werden.90 

Charakteristisch für die Gruppenklage und als Abgrenzungskriterium zur Musterklage he-

ranzuziehen ist die Homogenität der Klägergemeinschaft, d. h. durch ein Schadensereig-

nis werden die Betroffenen zu einer homogenen Gemeinschaft.91 In der Ausgestaltung zu 

unterscheiden sind zwei Varianten: Beim Opt-in-Szenario schließen sich die Kläger be-

wusst zur Klägergemeinschaft zusammen, während sie beim Opt-out-Szenario grundsätz-

lich der Klägergemeinschaft angehören und ggf. ausdrücklich aus dieser austreten müs-

sen, was wiederum eine Partizipation am Klageerfolg ausschließt.92

Eine derartige Bündelung von Ansprüchen ist in Deutschland einzig nach dem Kapitalan-

leger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG) möglich und durch dieses beschränkt auf kapi-

talmarktrechtliche Streitfälle. Es ist es auf eine Erprobungsphase bis zum Ende des Jahres 

2012 befristet. Ziel ist es, den durch falsche, irreführende oder unterlassene öffentliche 

Kapitalmarktinformationen geschädigten Anlegern Musterverfahren zu ermöglichen. Bean-

tragt ein Kapitalanleger im Rahmen seines ordentlichen Verfahrens die Einleitung eines 

Musterverfahrens, wird dieser Antrag in einem Klageregister des elektronischen Bundes-

anzeigers veröffentlicht und das gerichtliche Verfahren unterbrochen. Werden innerhalb 

von vier Monaten mindestens zehn Musterfeststellungsanträge zur Klärung derselben 

Musterfrage gestellt, wird durch das Prozessgericht ein Musterentscheid beim entspre-

chenden Oberlandesgericht eingeholt, welches auch den Musterkläger bestimmt. Die wei-

                                            
87  Vgl. Janssen (2009), S. 7; Micklitz/Stadler (2005c), S. 6. 
88  Vgl. Civic Consulting (2008), S. 27 ff. 
89  Vgl. Micklitz/Rott (2008), RN 610. 
90  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 6. 
91  Vgl. Micklitz/Stadler (2005b), S. 1372. 
92  Vgl. Tamm (2009), S. 80. 
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teren Kläger werden zu dem Musterverfahren beigeladen. Auf Grundlage eines rechtskräf-

tigen Musterentscheids entscheidet schließlich das Landgericht über die Individualprozes-

se der Beigeladenen. Daher sind Verfahren nach dem KapMuG als Gruppenklagen nach 

Opt-in-Szenario zu charakterisieren. Manko aus Verbraucher- bzw. Anlegersicht ist die 

fortschreitende Verjährung gleichgelagerter Ansprüche nach Veröffentlichung des ersten 

Antrages auf Eröffnung des Musterverfahrens.93

4.2.2 Muster- oder Sammelklagen 

Das Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) ermächtigt u. a. öffentlich geförderte Verbrau-

cherverbände, im Rahmen ihres Aufgabenbereichs Rechtsdienstleistungen zu erbringen. 

Als Rechtsdienstleistungen bezeichnet werden Tätigkeiten in fremden Angelegenheiten, 

die eine Einzelfallprüfung erfordern (§ 1 Abs. 1 RDG). Dies schließt auch die Geltendma-

chung der von Verbrauchern zum Zwecke der Einziehung abgetretenen Forderungen so-

wie eine Vertretungsbefugnis ein (§ 2 Abs. 1 RDG).94 Zielstellung ist es hierbei, gleichge-

richtete Ansprüche der Verbraucher zu bündeln, die ansonsten wegen eines zu geringen 

Wertes im Einzelfall nicht geltend gemacht würden. Die sogenannte Einziehungsklage 

nach § 79 Abs. 2 Satz 3 Zivilprozessordnung (ZPO) ermöglicht es öffentlich geförderten 

Verbraucherverbänden bzw. den Verbraucherzentralen seit 2002, diese Forderungen vor 

Gericht durchzusetzen; erfolgreich erstrittene Gelder fließen den Verbrauchern zu. Da mit 

jedem an einer derartigen Sammelklage beteiligten Verbraucher durch die Verbraucheror-

ganisation eine gesonderte Vereinbarung geschlossen werden muss, ist die Einziehungs-

klage in der Praxis mit enormen organisatorischen Schwierigkeiten verbunden, erschwert 

noch durch die Nachweispflicht hinsichtlich der Höhe jeder einzelnen Forderung. Aus die-

sen Gründen werden Sammelklagen selten angestrengt; es werden eher Musterprozesse 

geführt, um Präzedenzfälle zu schaffen.95

4.2.3 Verbandsklagen 

Auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes stützt sich die Verbandsklage auf zwei gesetzli-

che Säulen, das Gesetz über Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen 

Verstößen (UKlaG) sowie das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG). Die tra-

ditionell auf Unterlassung bzw. Widerruf gerichteten Ansprüche richten sich zum einen 
                                            
93  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2009b), S. 5. Zu Erfahrungen in der praktischen Umset-

zung Wösthoff (2009). 
94  Vgl. Sabel (2008), S. 392; Wagner (2009), S. 62. 
95  Vgl. Meyer-Seitz (2009), S. 103; Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2009b), S. 4 sowie Rott 

(2009), S. 267 ff. zu den Erfahrungen der Verbraucherorganisationen im Zusammenhang mit Sammel-
klagen. 
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gegen unwirksame Allgemeine Geschäftsbedingungen, wofür die §§ 307 bis 309 des Bür-

gerlichen Gesetzbuches (BGB) maßgeblich sind. Zum anderen werden Verstöße gegen 

Verbraucherschutzbestimmungen verfolgt, die in nicht abschließender Form im UKlaG 

aufgezählt werden. Des Weiteren besteht im Wettbewerbsrecht ein Beseitigungs- und Un-

terlassungsanspruch bezüglich wettbewerbswidriger Praktiken. Zur Durchsetzung der An-

sprüche sind sog. qualifizierte Einrichtungen berechtigt. Dazu zählen u. a. Verbraucher-

verbände, jedoch nicht die Verbraucher selbst.96 Von ihrer Verbandsklagebefugnis ma-

chen insbesondere die Verbraucherverbände Gebrauch. Ihre Arbeit wird jedoch stark 

durch die ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen begrenzt,97 was die 

Verbraucherverbände u. a. dazu veranlasst, nur Klagen anzustrengen, deren Ziel in der 

Rechtsfortbildung liegt.98 Eine breite Rechtsdurchsetzung wird hingegen durch Abmah-

nungen bzw. die darauf folgende Abgabe einer Unterlassungserklärung zu erreichen ver-

sucht.99 Problematisch bei Unterlassungsansprüchen ist zudem ihre auf die Zukunft be-

schränkte Wirkung; eine Beseitigung des bereits geschehenen Rechtsverstoßes oder gar 

eine Entschädigung findet nicht statt.100

Die angesprochene Abmahnung ist der erste Schritt bei der Verfolgung von Rechtsverstö-

ßen. Es existiert keine gesetzliche Grundlage für eine Abmahnung; gemeinhin wird darun-

ter eine Aufforderung zur Änderung eines unerwünschten Verhaltens verstanden. Der 

Rechtssprechung nach kann jedoch die Wiederholung eines Rechtsverstoßes nicht bloß 

dadurch ausgeschlossen werden, dass der Abgemahnte tatsächlich darauf verzichtet, die-

ses Verhalten zu wiederholen. Vielmehr wird von der abgemahnten Partei die Abgabe ei-

ner sogenannten strafbewehrten Unterlassungserklärung gefordert. Strafbewehrung meint 

die Verpflichtung zur Zahlung einer Vertragsstrafe im Falle zukünftiger gleichartiger Ver-

stöße. Bei Nichtabgabe der Unterlassungserklärung droht die abmahnende Partei mit der 

Ergreifung gerichtlicher Maßnahmen.101

Im Falle einer berechtigten Abmahnung hat der Abmahnende gegenüber dem Abgemahn-

ten Anspruch auf Erstattung der angefallenen Kosten.102 Bei Abmahnungen durch Wett-

bewerbs- oder Verbraucherschutzverbände haben diese einen Anspruch auf anteiligen 

                                            
96  Vgl. Einhaus (2008), S. 426 ff.; Micklitz/Stadler (2005c), S. 19 ff. 
97  Vgl. Einhaus (2008), S. 442, 445. 
98  Vgl. von Moltke (2003), S. 75. 
99  Vgl. von Moltke (2003), S. 75, 86. 
100  Vgl. Micklitz/Stadler (2005c), S. 24. 
101 Vgl. Bahr (2003), S. 183. 
102  Vgl. Bahr (2003), S. 185. 
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Ersatz der Personal- und Sachkosten in Form einer Kostenpauschale, die sich im Bereich 

von etwa 200 Euro bewegt.103

Ein Missbrauch der Abmahnung ist möglich und zielt vor allem darauf ab, Kosten erstattet 

zu bekommen, die tatsächlich nicht oder nur in einem geringeren Umfang angefallen sind. 

Es werden sog. Abmahnvereine gegründet, deren Hauptaufgabe darin besteht, Abmah-

nungen auszusprechen und den Kostenerstattungsanspruch geltend zu machen. Die Be-

seitigung von Rechtsverstößen steht hingegen nicht im Vordergrund.104

Die bei einer Verletzung der Unterlassungserklärung fällige Vertragsstrafe bezeichnet im 

Allgemeinen eine in der Regel aus Geld bestehende Leistung, die der Schuldner bei 

Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung einer Verbindlichkeit verspricht. Besteht die 

geschuldete Leistung in einem Unterlassen, so wird bei einer Zuwiderhandlung die Ver-

tragsstrafe fällig.105 Insofern erhöht die Vertragsstrafe als bedingtes Leistungsversprechen 

die Erfüllungswahrscheinlichkeit der Hauptverbindlichkeit – also der Unterlassung – und 

beseitigt die Gefahr der Wiederholung des rechtsverletzenden Verhaltens.106 Das Ver-

tragsstrafeversprechen kommt wie folgt zustande: Nach Begehen eines Wettbewerbsver-

stoßes wird durch einen Gläubiger, etwa eine Verbraucherzentrale, eine Abmahnung aus-

gesprochen, welche das rechtsverletzende Verhalten genau bezeichnet. Diese Abmah-

nung wird mit der Aufforderung verbunden, eine strafbewehrte Unterlassungserklärung 

innerhalb einer bestimmten Frist abzugeben. In dieser Unterlassungserklärung verpflichtet 

sich der Schuldner – bspw. ein Unternehmen – unter Meidung der Vertragsstrafe das be-

nannte Verhalten zu unterlassen. Durch diese sog. Unterwerfung wird ein dauerhaftes Un-

terlassen in der Zukunft geschuldet.107

Bedeutsam ist die strafbewehrte Unterlassungserklärung für die außergerichtliche Streiter-

ledigung. Auf diesem Wege lassen sich schätzungsweise 90 bis 95 Prozent der Wettbe-

werbsverstöße klären.108 Um weitere Wettbewerbsverstöße durch einen rechtsverletzend 

agierenden Anbieter auszuschließen, muss die Vertragsstrafe von angemessener Höhe 

sein. Für die Beurteilung der Angemessenheit ist relevant, ob bei objektiver Betrachtung 

                                            
103 Vgl. Bornkamm (2010), RN 1.97-1.98. 
104  Vgl. Bahr (2003), S. 186 ff. 
105  §§ 339-345 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I 

S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Januar 2011 (BGBl. I S. 34) 
geändert worden ist. 

106 Vgl. Kaiser (1999), S. 11. 
107  Vgl. Kaiser (1999), S. 22. 
108  Vgl. Kaiser (1999), S. 201 f. 
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der gleiche Wettbewerbsverstoß trotz der drohenden Strafe wieder zu erwarten ist. Eine 

Prüfung des Einzelfalls ist angezeigt, wobei als Bewertungskriterien u. a. Vorteile durch 

nochmalige Verletzungshandlung, Art und Weise der Handlung, Verschuldensgrad und 

das Verhalten im Nachhinein herangezogen werden können.109

Ein Novum stellt die Verbandsklage zum Zwecke der Abschöpfung von Unrechtsgewinnen 

dar. Das oben bereits geschilderte Durchsetzungsdefizit bei Bagatell- und Streuschäden 

bildete den Ausgangspunkt für den Gesetzgeber, im Rahmen der UWG-Reform 2004 ei-

nen Anspruch auf Gewinnabschöpfung neu in das Gesetz aufzunehmen.110 Neben einer 

verbesserten Durchsetzung des Lauterkeitsrechts stehen Aspekte des Verbraucherschut-

zes im Vordergrund, da sich die Regelung im UWG ausschließlich auf geschädigte Ab-

nehmer bezieht; wenngleich sie mittelbar auch lauter handelnden Wettbewerbern zugute 

kommt. Letztlich kann der Anspruch auf Gewinnabschöpfung nur in solchen Fällen reali-

siert werden, in denen tatsächlich ein Gewinn erzielt wurde; eine bloße Schädigung der 

Abnehmer ist nicht ausreichend. Dies weist ebenfalls auf die Zielsetzung der Gewinnab-

schöpfung hin, die eher in einer Korrektur eines Marktversagens als in einer Kompensati-

on der Geschädigten zu sehen ist.111

 

                                            
109 Vgl. Kaiser (1999), S. 222 ff. 
110  Vgl. Deutscher Bundestag (2003), S. 23. 
111  Vgl. Goldmann, § 10, RN 9; Neuberger (2006), S. 55. 
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4.3 Zwischenfazit 

Hat ein Konsument durch das unrechtmäßige Verhalten eines Anbieters einen geringfügi-

gen Schaden erlitten, bestehen in der Regel vertragliche Ansprüche, die ihm eine indivi-

duelle Durchsetzung seiner Rechte ermöglichen. Es fehlt jedoch der Anreiz, dies zu tun, 

weil die wirtschaftliche Beeinträchtigung zu geringfügig ist. Das hat zur Folge, dass sich 

Unternehmen weiterhin schädigend verhalten und sich dadurch möglicherweise zudem 

einen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Daher ist eine Bündelung der Ansprüche der 

einzelnen Verbraucher entscheidend, um eine effektive Rechtsdurchsetzung zu gewähr-

leisten. Ansprüche in Gruppenklagen werden durch die Geschädigten selbst geltend ge-

macht. Bei Sammel- oder Musterklagen treten u. a. Verbraucherorganisationen als Kläger 

auf, die dabei auf dem Rechtsweg ggf. erstrittenen Gelder werden den geschädigten 

Verbrauchern ausbezahlt. Der damit verbundene; oben beschriebene Aufwand etwa für 

Verbraucherorganisationen lässt diese Rechtsinstrumente aber zur wirksamen Bekämp-

fung von Streuschäden ungeeignet erscheinen. Als wirksam gelten in diesem Zusammen-

hang Unterlassungs-, Beseitigungs- und Widerrufsansprüche. Da sie lediglich zukünftiges 

wettbewerbswidriges Verhalten eines Anbieters unterbinden, verbleibt der bis zu diesem 

Zeitpunkt unrechtmäßig erzielte Gewinn jedoch beim Schädiger. Eine effiziente Rechts-

durchsetzung bei Bagatell- und Streuschäden können somit nur Bußgelder sowie die Ab-

schöpfung unrechtmäßig erlangter Gewinne bzw. Vorteile leisten; sie werden daher im 

folgenden Kapitel näher betrachtet. 
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5 Abschöpfungsansprüche und Bußgelder als effizientes 
Instrument zur Bekämpfung von Bagatell- und Streu-
schäden 

5.1 Abschöpfungsansprüche 

5.1.1 Gewinnabschöpfung nach § 10 UWG 

Ein Marktversagen kann auf Grund der Informations-, Gestaltungs- und Betroffenheitsa-

symmetrien zwischen Anbietern und Nachfragern entstehen. Das bedeutet, dass Nachfra-

ger bzw. Verbraucher gegenüber Anbietern in Bezug auf die Informationen über das Pro-

dukt oder die Dienstleitung, das Wissen über die Möglichkeiten der Vertragsgestaltung 

sowie die Betroffenheit etwa bei Leistungsstörungen benachteiligt sind. Als Indikator für 

eine beeinträchtigte Funktionsfähigkeit des Marktes gelten u. a. Verbraucherbeschwer-

den.112 Dieser Aspekt wurde auch durch die Europäische Kommission aufgegriffen, die 

eine systematische Überwachung der Märkte bezüglich ihrer Funktionsfähigkeit befürwor-

tet und aus diesem Grund das Verbraucherbarometer angeregt hat.113 Über das im Rah-

men des Verbraucherbarometers erfolgende Screening der Märkte im Hinblick auf 

Verbraucherbeschwerden hinaus strebt die Europäischen Kommission den Aufbau eines 

Beschwerdemonitorings an.114

Die Ursache eines erhöhten Auftretens von Verbraucherbeschwerden bei Einrichtungen 

wie den Verbraucherzentralen ist nicht notwendigerweise bei Unternehmen zu suchen, die 

die für das Beschwerdemanagement zuständigen Organisationseinheiten auslagern bzw. 

ganz abschaffen oder unlauter im Wettbewerb agieren. Vermehrte Verbraucherbeschwer-

den können auch auf Defizite in der Politik schließen lassen. Es sollte die Aufgabe des 

Staates sein, durch geeignete gesetzgeberische Maßnahmen dafür zu sorgen, dass der 

Umfang der nachvertraglichen Beratung, der Umfang der Beschwerden, die die Bürger als 

Verbraucher haben, möglichst gering ausfällt.  

Im Falle unlauter handelnder Unternehmen stehen den Betroffenen in der Regel durchaus 

individuelle Rechtsbehelfe wie zum Beispiel Schadenersatzansprüche zur Verfügung, de-

ren Einsatz aber durch die bereits angesprochenen Schwierigkeiten eingeschränkt ist; zu-

                                            
112  Vgl. Europäische Kommission (2008b), S. 6. 
113  Vgl. Europäische Kommission (2008b), S. 3 ff.; sowie für die aktuelle fünfte Auflage des Verbraucherba-

rometers European Commission (2011). 
114  Vgl. Europäische Kommission (2009), S. 2 f. 
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dem sind kollektive Rechtsdurchsetzungsinstrumente in der Regel ungeeignet.115 Rechts-

widriges Verhalten dennoch nicht zu belohnen oder anders gesagt, dieses Verhalten un-

rentabel zu machen, ist die Kernfunktion eines Abschöpfungsanspruchs. So sind Fälle 

vorstellbar, in denen der Schaden beim Betroffenen sowie der Gewinn des Rechtsverlet-

zers nicht in gleicher Höhe anfallen. Oder einem Abnehmer entsteht ein Schaden, der 

Verursacher kann aber keinen Vorteil erzielen. Somit würde ein Schadenersatzanspruch 

nicht sachgerecht ansetzen. Die Gewinn- oder Vorteilsabschöpfung orientiert sich dem-

gemäß ausschließlich an den erzielten Vorteilen des Schädigers, was aus juristischer 

Sicht auch verdeutlicht, warum die tatsächlich abgeschöpften Erlöse keinem Marktbeteilig-

ten zufließen, sondern an einen marktunabhängigen Dritten abgeführt werden.116

Dies muss vom juristischen Standpunkt aus nicht zwingend der Bundeshaushalt sein; zu-

mal bedenkenswert ist, ob einer Verteuerung unlauteren Handelns auf der einen Seite 

nicht auch die Unterstützung der Rechtsverfolgung auf der anderen Seite gegenüberste-

hen sollte, d. h. die Anspruchsberechtigten wie bspw. Verbraucherverbände am abge-

schöpften Betrag zu beteiligen sind.117 Im Gesetzgebungsverfahren wurde dieser Gedan-

ke mit der Begründung verworfen, eine missbräuchliche Klagetätigkeit mit der Absicht der 

Einnahmeerzielung verhindern zu wollen.118 Dem beugt jedoch nicht nur die Einschrän-

kung klagebefugter Einrichtungen gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 UWG vor, sondern auch 

der Gesetzeslaut des § 10 UWG selbst.119 Durch die aktuelle Ausgestaltung des Gewinn-

abschöpfungsanspruchs fehlt hingegen für die anspruchsberechtigten Einrichtungen nicht 

nur ein finanzieller Anreiz, diesen geltend zu machen. Mit Schwierigkeiten ist außerdem 

die praktische Durchsetzung verbunden. Genannt seien hier beispielhaft der durch den 

Kläger nachzuweisende Vorsatz unlauteren Handelns sowie der ebenfalls durch die kla-

gende Partei zu führende Nachweis eines kausalen Zusammenhangs zwischen der 

rechtswidrigen Handlungsweise und dem dadurch erzielten Mehrerlös, der zudem noch in 

seiner Höhe zu benennen ist.120 Zum gleichen Schluss kommt auch eine aktuelle Unter-

suchung, die den Gewinnabschöpfungsanspruch des § 10 UWG „nicht als praktisch taug-

liches Mittel zum Entzug wettbewerbswidrig erlangter Gewinne von Marktteilnehmern“121 

                                            
115  Vgl. Alexander (2006), S. 893; Goldmann, §10, RN 7 f.; Köhler/Bornkamm (2011), §10, RN 4. 
116  Vgl. Alexander (2006), S. 894 f. 
117  Vgl. Alexander (2006), S. 893, 895. 
118  Vgl. Deutscher Bundestag (2003), S. 25. 
119  Vgl. Dittschar (2007), S. 53 ff.; Neuberger (2006), S. 134 f. 
120  Vgl. von Braunmühl (2006), S. 16 ff.; Rott (2009), S. 271 ff.; vgl. für eine darüber hinausgehende kritische 

Auseinandersetzung Dittschar (2007), S. 35 ff. 
121  Meller-Hannich/Höland (2010), S. 123. 
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charakterisiert, welches zur Beseitigung des Durchsetzungsdefizits bei Streuschäden nicht 

geeignet ist.122

Alternativ zur vorgenannten Abführungspflicht der Unrechtsgewinne an den Bundeshaus-

halt ohne Zweckbindung wurde u. a. eine zweckgebundene Abführung an den Bund disku-

tiert. Gegenüber der bestehenden Lösung wäre mit einer zweckgebundenen Verwendung 

der Unrechtsgewinne für die anspruchsberechtigten Organisationen eine höhere Anreiz-

wirkung zur Durchsetzung der Gewinnabschöpfungsansprüche verbunden, ohne eine Ein-

nahmeerzielungsabsicht als vordergründiges Ziel zu etablieren.123 Der Anreiz, erfolgreich 

abgeschöpfte Gewinne zur Finanzierung künftiger Verfahren zu verwenden, scheint auf 

Grund der oben bereits erwähnten Probleme bei der Geltendmachung des Gewinnab-

schöpfungsanspruchs durchaus gerechtfertigt.124 Hinzu tritt noch das Prozesskostenrisiko, 

welches im Fall des Unterliegens durch die anspruchsberechtigten Einrichtungen zu tra-

gen ist und bei Gewinnabschöpfungsansprüchen ungleich höher sein wird als bei solchen, 

die auf Unterlassung gerichtet sind.125 Die Prophezeiung von „der praktischen Bedeu-

tungslosigkeit“126 des Gewinnabschöpfungsanspruchs hat sich bereits erfüllt, betrachtet 

man die Zahl erfolgreicher Gewinnabschöpfungsverfahren.127 Ein weiterer Beleg für die 

mangelnde praktische Bedeutung des Gewinnabschöpfungsanspruchs in seiner derzeiti-

gen Ausgestaltung ist eine bewusst niedrige Ansetzung des unlauter erzielten Gewinns, 

um auf diese Weise den Streitwert bzw. das Verlustrisiko für den Kläger gering zu hal-

ten.128 So geschehen als dem Einzelhandelsunternehmen Lidl durch den Verbraucher-

zentrale Bundesverband die unlautere Werbung mit einem Testurteil der Stiftung Waren-

test nachgewiesen werden konnte.129

Als weitere Alternative zur bestehenden Abschöpfungsregelung war eine Stiftungs- bzw. 

Fondslösung im Gespräch. Dieser Stiftung sollen die Gelder aus Abschöpfungsverfahren 

zufließen und zur Unterstützung der Verbraucherarbeit respektive zur Förderung der Ver-

bandsklagetätigkeit eingesetzt werden. Während der UWG-Novelle wurde die Errichtung 

einer Stiftung zum damaligen Zeitpunkt durch den Gesetzgeber mit der Begründung ver-

                                            
122 Vgl. Meller-Hannich/Höland (2010), S. 123. 
123  Vgl. Schmauß (2007), S. 122. 
124  Vgl. Dittschar (2007), S. 61 f. sowie FN 173 auf S. 62; Neuberger (2006), S. 135. 
125 Vgl. Dittschar (2007), S. FN 173 auf S. 62, Schmauß (2007), S. 262 oder besonders kritisch Stad-

ler/Micklitz (2003). 
126  Dittschar (2007), S. 62. 
127  Auf Grund der nicht frei verfügbaren Daten sei auf die Zusammenstellung aus dem Jahr 2008 bei Sieme 

verwiesen, vgl. Sieme (2009), S. 184 f. 
128  Vgl. Neuberger (2006), S. 136 f.; Meller-Hannich/Höland (2010), S. 122 f. 
129  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2009c). 
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worfen, der entstehende Verwaltungsaufwand sei in Anbetracht der unsicheren Perspekti-

ven der Gewinnabschöpfungsregelung nicht gerechtfertigt.130 Nach Neuberger kommt ei-

ne solche Argumentation einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung gleich.131 Die weiter 

durch den Gesetzgeber im Zusammenhang mit der Errichtung einer entsprechenden Stif-

tung vorgebrachte Erklärung, die Verbraucherabeit würde ohnehin zum Teil durch öffentli-

che Mittel unterstützt, greift hier zu kurz. Sie lässt nicht nur das den klagenden Einrichtun-

gen trotz allem verbleibende Prozesskostenrisiko außer acht,132 sondern ist darüber hin-

aus schwerlich mit der Argumentation zu vereinbaren, mit der sich vormals der Bund sei-

ner Verantwortung für eine institutionelle Finanzierung der Verbraucherzentralen entzogen 

hat.133 Jedoch stellt sich bei der Etablierung einer Stiftung bzw. eines Fonds zweifelsohne 

zum einen die Frage nach dem genauen Verwendungszweck sowie zum anderen nach 

einer angemessenen Verteilung der Gelder.134

5.1.2 Vorteilsabschöpfung nach § 34 und 34a GWB 

Das GWB sieht bei Verstößen gegen eine Vorschrift des GWB, gegen Artikel 81 oder 82 

des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft oder eine Verfügung der 

Kartellbehörde neben einem Anspruch auf Vorteilsabschöpfung durch die Kartellbehörde 

in § 34 ebenfalls einen Vorteilsabschöpfungsanspruch von rechtsfähigen Verbänden zur 

Förderung gewerblicher oder selbständiger beruflicher Interessen in § 34a vor. Dieser ist 

dem Anspruch der Kartellbehörde nachrangig, eine Abschöpfung hat aber auch durch die 

Verbände zugunsten des Bundeshaushaltes zu erfolgen. Damit hat der Anspruch der Ver-

bände eine den behördlichen Anspruch ergänzende Funktion.135 Dies war eine der Ziel-

stellungen des Gesetzgebers bei der Novellierung des Kartellrechts, welches bereits zuvor 

ausschließlich entsprechende behördliche Ansprüche kannte und im Hinblick auf die be-

grenzten Ressourcen der Behörden sinnvoll erscheint.136 Den klagebefugten Verbänden 

fehlt hingegen jeder wirtschaftliche Anreiz, Ansprüche geltend zu machen.137 Darüber hin-

aus sind diese privatrechtlichen Instanzen mit weiteren Schwierigkeiten konfrontiert. So 

können Verbände nur Ansprüche bei vorsätzlichen Verstößen geltend machen, die Kar-

tellbehörde kann gegen einen Anbieter bereits bei fahrlässigen Verstößen vorgehen. Zu-

                                            
130  Vgl. Deutscher Bundestag (2003), S. 25. 
131  Vgl. Neuberger (2006), S. 135. 
132  Vgl. Dittschar (2007), S. 265. 
133  Vgl. dazu umfassend und grundlegend Arndt (1993). 
134  Vgl. Dittschar (2007), S. 265 f.; Micklitz/Stadler (2005a), S. 1271 ff.; kritisch Sieme (2009), S. 261. 
135 Vgl. Roth (2009), S. 111. 
136 Vgl. Deutscher Bundestag (2004), S. 36; Sieme (2009), S. 199. 
137  Vgl. Alexander (2007), S. 114. 
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dem sind die Ermittlungsbefugnisse der Kartellbehörden als effektiver einzuschätzen als 

die privater Verbände.138

Verbraucherverbände und andere qualifizierte Einrichtungen sind nicht wie bei § 10 UWG 

abschöpfungsberechtigt, was – wie der Regierungsentwurf zeigt – ursprünglich durch den 

Gesetzgeber vorgesehen war.139 Dies ist insofern nicht schlüssig, weil anders als im Falle 

des UWG die Verbraucher als Marktbeteiligte in das GWB aufgenommen wurden.140 Köh-

ler stellt die Konsequenzen dieser Einschränkung am Beispiel einer von anbietenden Un-

ternehmen zum Nachteil der Verbraucher getroffenen Preisabsprache dar: Während der 

einzelne Verbraucher keinen Schadenersatz auf Grund der für ihn geringen Schadenshö-

he geltend machen wird, sind die Verbraucherverbände nicht anspruchsberechtigt. Wirt-

schaftsverbände sind im Falle von Kartellverstößen zu Lasten der Verbraucher ebenfalls 

nicht anspruchsberechtigt, da sie laut § 33 Abs. 2 GWB nur Ansprüche geltend machen 

dürfen, die zu Lasten ihrer Mitglieder – also Unternehmen und nicht Verbraucher – ent-

standen sind.141 Ein weiterer Grund für die Wirkungslosigkeit der Vorteilsabschöpfung ist 

die Möglichkeit der Kartellbehörden, Kartellverstöße vorrangig durch die Erhebung von 

Bußgeldern zu ahnden.142

 

 

                                            
138  Vgl. Sieme (2009), S. 240 f. 
139  Vgl. Deutscher Bundestag (2004), S. 36. 
140 Vgl. Köhler (2006), S. 514. 
141  Vgl. Köhler (2006), S. 514. 
142  Vgl. Sieme (2009), S. 240; vgl. Abschnitt 5.2. 
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5.2 Bußgelder 

Das Bundeskartellamt kann bei Verstößen gegen das GWB im Rahmen eines Ordnungs-

widrigkeitenverfahrens Bußgelder zugunsten des Staatshaushaltes verhängen. Bei der für 

die Angleichung an europäisches Recht erforderlichen Neufassung des GWB im Jahr 

2005 wurden die Möglichkeiten der Kartellbehörden diesbezüglich stark erweitert: So wur-

de die Obergrenze für Bußgelder auf eine Million Euro angehoben, für einige Verstöße 

kann das Bußgeld bis zu zehn Prozent des Gesamtumsatzes des Unternehmens betra-

gen. Die Festsetzung des Bußgeldes liegt im Ermessen des Bundeskartellamtes, wobei 

ahnende und den widerrechtlich erlangten Vorteil abschöpfende Aspekte abgewogen wer-

den, wie es das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) festschreibt. In seinen Buß-

geldleitlinien konkretisiert das Bundeskartellamt die Anwendung der Bußgeldvorschriften. 

Hauptkriterien für die Bemessung der Höhe eines Bußgeldes sind demnach die Schwere 

eines Verstoßes sowie die Dauer der Zuwiderhandlung.143 Nachstehende Abbildung gibt 

einen Überblick über die in den vergangenen Jahren durch das Bundeskartellamt verhäng-

ten Bußgelder.  

Abbildung 2: Durch das Bundeskartellamt vereinnahmte Bußgelder 1997 bis 2008 
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143  Vgl. Bundeskartellamt (2006). 
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6 Fazit 
Neben der vorgestellten Möglichkeit der Verwendung von Unrechtsgewinnen oder Vor-

teilsabschöpfungen für Belange der Verbraucherarbeit existiert mit der Nutzung von Buß-

geldern aus Kartellverfahren ein weiterer Ansatz, welcher gleichfalls das Verursacherprin-

zip anwendet. In ihrer Ausgestaltung und Anwendung ist die Bußgeldpraxis der Kartelläm-

ter bereits stärker etabliert als die Unrechtsgewinnabschöpfung im Lauterkeitsrecht und 

könnte somit durchaus zu einer Verbraucherschutzstiftung beitragen. 

In der Vergangenheit forderte auch Bundesverbraucherministerin Ilse Aigner, Kartellstra-

fen einer Stiftung zum Zwecke des Verbraucherschutzes zufließen zu lassen und 

Verbraucherorganisationen stärker in Kartellverfahren einzubinden.144 Wünschenswert ist 

hierbei jedoch auch die tatsächliche Realisierung.145

Bereits erfolgreich umgesetzt wurde 2010 die Errichtung einer Stiftung. Die Deutsche Stif-

tung Verbraucherschutz wurde vom Verbraucherzentrale Bundesverband mit dem Ziel 

errichtet, Aktivitäten des vzbv und seiner Mitgliedsverbände finanziell zu fördern und die 

hierfür notwendigen Mittel zu beschaffen. Dies wurde insbesondere deshalb nötig, da zum 

einen die institutionelle Förderung und die Projektförderung für den Verbraucherzentrale 

Bundesverband und die Verbraucherzentralen an ihre Grenzen stößt; zum anderen die 

Unabhängigkeit, Glaubwürdigkeit und das bestehende Vertrauen der Verbraucher in diese 

Einrichtungen nicht durch die Erschließung neuer Finanzierungsquellen gefährdet werden 

darf.146 Das Konstrukt einer Stiftung gilt in diesem Zusammenhang gemeinhin als unbe-

denklich und wurde bereits in einem Gutachten zur Finanzierung der Verbraucherorgani-

sationen als langfristige Lösung empfohlen. Dort wurde ebenfalls die Einbeziehung von 

Bußgeldern, Vorteils- oder Unrechtsgewinnabschöpfungen in die Stiftungsfinanzierung 

befürwortet, weil damit ein über den reinen Finanzierungsaspekt hinausgehender Beitrag 

zu einer verbesserten Funktionsfähigkeit der Märkte verbunden ist.147 Ähnlich argumen-

tierte auch der Wissenschaftliche Beirat Verbraucher- und Ernährungspolitik beim Bun-

desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV), der be-

                                            
144  Vgl. Beiersdorf (2010); Jahberg (2010). 
145 Vgl. o. V. (2010). 
146  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2010a); Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. 

(2010b). 
147 Vgl. Becker/Heinze (2009). 
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fürwortet, die durch Verbandsklagetätigkeit des vzbv und der Verbraucherzentralen erziel-

ten Gelder der Stiftung Verbraucherschutz zufließen zu lassen.148

Abschöpfungsansprüche und Bußgelder zielen darauf, wettbewerbswidriges Verhalten von 

Unternehmen unrentabel zu machen. Beide Formen der Sanktionierung setzen bei dem 

unrechtmäßig erwirtschafteten Gewinn bzw. Vorteil an. Sie sind somit auf die Beseitigung 

eines Marktversagens gerichtet. Während die Verhängung von Bußgeldern eine hoheitli-

che Aufgabe ist, obliegt die Durchsetzung von Abschöpfungsansprüchen überwiegend 

privatrechtlichen Einrichtungen. Die Bündelung von Individualinteressen bei diesen Ein-

richtungen bildet die Voraussetzung einer effizienten Rechtsdurchsetzung, da insbesonde-

re im Falle von Bagatell- und Streuschäden betroffene Abnehmer aus vornehmlich wirt-

schaftlichen Überlegungen von einer individuellen Rechtsverfolgung absehen. 

Die Beseitigung der Defizite in der Anspruchsdurchsetzung bei Streuschäden wurde im 

Zuge der Harmonisierung des kollektiven Rechtsschutzes von der Europäischen Kommis-

sion aufgegriffen, die momentan die Möglichkeiten zur europaweiten kollektiven Durchset-

zung von Schadensersatzansprüchen im Verbraucherbereich prüft.149 Das Kernproblem 

bei Streuschäden – die mangelhafte individuelle Rechtsdurchsetzung – führt dazu, dass 

der durch unzulässiges Geschäftsgebaren der Anbieter erzielte Gewinn bei diesen ver-

bleibt und sie demzufolge einen Wettbewerbsvorteil gegenüber lauter handelnden Unter-

nehmen erzielen.150

Diese Gewinne abzuschöpfen dient somit der Funktionsfähigkeit der Märkte und liegt da-

her im allgemeinen gesellschaftlichen Interesse.151 Die abgeschöpften Beträge für die Fi-

nanzierung zukünftiger kollektiver Klagen zu verwenden, ist eine Möglichkeit, die nicht nur 

von vzbv und Verbraucherzentralen befürwortet wird.152 Auch die Verbraucherschutzmi-

nisterkonferenz spricht sich dafür aus. Sie argumentiert, dass klageberechtigte Einrichtun-

gen das Prozesskostenrisiko tragen, jedoch bei erfolgreicher Prozessführung finanziell 

nicht profitieren. Unter Berücksichtigung des staatlichen Interesses „an einem funktionie-

rendem System kollektiven Rechtsschutzes“153 sind daher öffentliche Zuschüsse an 

Verbraucherorganisationen notwendig, um die Wahrnehmung ihrer Klagebefugnis im 

                                            
148  Vgl. Strünck (2010), S. 3. 
149  Vgl. u. a. Europäische Kommission (2008a); Europäische Kommission (2011). 
150  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2011), S. 7. 
151  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2011), S. 7. 
152  Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2011), S. 7. 
153 Verbraucherschutzministerkonferenz (2011), S. 7. 
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Rahmen ihrer satzungsgemäßen Aufgaben abzusichern. Allerdings blieb die öffentliche 

Förderung in der Vergangenheit hinter der Entwicklung der Klagerechte für die Verbrau-

cherorganisationen zurück.154 Folglich sind mit einer Ausweitung der Aufgaben der 

Verbraucherorganisationen im Bereich der Rechtsdurchsetzung auch entsprechende Fi-

nanzierungsmöglichkeiten zu erschließen. 

Eine gegensätzliche Meinung vertritt die Bundesregierung, die die institutionelle Finanzie-

rung des vzbv sowie der Verbraucherzentralen durch Bund und Länder als ausreichend für 

die Wahrnehmung der Klagetätigkeit betrachtet. Zur Eindämmung des Prozesskostenrisi-

kos sieht die Bundesregierung eher die Möglichkeit geeignet, den Streitwert niedriger fest-

zusetzen.155 Darüber hinaus sieht die Bundesregierung keine Defizite beim kollektiven 

Rechtsschutz bzw. keinen Mehrwert durch die Initiative der Europäischen Kommission;156 

vielmehr stehen die Regierungsfraktionen kollektiven Rechtsdurchsetzungsinstrumenten 

prinzipiell kritisch gegenüber.157 Immerhin als problematisch schätzen der Deutsche Bun-

destag bzw. der Rechtsausschuss das Ungleichgewicht von Chancen und Risiken bei 

Prozessen für die klageberechtigten Verbraucherorganisationen ein; eine direkte öffentli-

che Finanzierung der von ihnen angestrengten Kollektivklagen wird aber abgelehnt.158

Eine effektive Vorteils- bzw. Unrechtsgewinnabschöpfung scheitert an der Ausgestaltung 

dieser Ansprüche, insbesondere an der Finanzierung der Verfahren durch die anspruchs-

berechtigten Organisationen, wie beispielsweise die Verbraucherzentralen. In diesem Zu-

sammenhang kann die Realisierung des Verursacherprinzips durch eine gesetzlich legiti-

mierte (Mit)finanzierung der Verbraucherarbeit durch die Anbieterseite eben gerade durch 

die Abschöpfung von Unrechtsgewinnen bzw. die Verhängung entsprechender Bußgelder 

zum einen als ein ökonomisch sinnvoller und juristisch realisierbarer, zum anderen als ein 

unter den Verbraucherzentralen und dem Verbraucherzentrale Bundesverband akzeptier-

ter Ansatz gelten, der u. a. im Konzept des Verbraucherzentrale Bundesverbandes zur 

Zukunft der Verbraucherzentralen aufgegriffen wurde.159

Daneben ist der durch die Europäische Kommission eingeschlagene Weg eines systema-

tischen Screenings der Märkte in Bezug auf ihre Funktionsfähigkeit sowie einer einheitli-

                                            
154  Vgl. Verbraucherschutzministerkonferenz (2011), S. 7 
155  Vgl. Bundesministerium der Justiz (2011), S. 19. 
156  Vgl. Bundesministerium der Justiz (2011), S. 1. 
157  Vgl. Deutscher Bundestag (2011), S. 2, 6. 
158  Vgl. Deutscher Bundestag (2011), S. 9. 
159 Vgl. Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (2009a). 
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chen Klassifikation der Verbraucherbeschwerden grundsätzlich zu befürworten. Mittels 

einer solchen Klassifikation lassen sich die beschwerdenverursachenden Branchen identi-

fizieren. Sie kann aber nur eingeschränkt Hinweise dafür liefern, welche Wirtschaftssekto-

ren verstärkt an einer Finanzierung der Verbraucherarbeit zu beteiligen sind. Der Haupt-

grund liegt in den äußeren Faktoren, die das Beschwerdeaufkommen beeinflussen kön-

nen, wie etwa die Finanzmarktkrise. Daher ist die Heranziehung von nachweislich unlauter 

oder wettbewerbswidrig agierenden Unternehmen zur Finanzierung der Verbraucherorga-

nisationen frei von solchen Einflüssen. 

Von Vorteil für die Verbraucherzentralen wäre die Bereitstellung von Geldern, deren Ver-

wendung nicht von vornherein auf bestimmte Themen oder durch Projekte festgelegt ist 

und über die sie somit im Rahmen ihrer satzungsmäßigen Aufgabenbereiche frei ent-

scheiden dürfen. Betrachtet man beispielweise die Beratungstätigkeit der Verbraucher-

zentralen, so liegt ihre Bedeutung vor allem in ihrer Sensorfunktion für aktuelle Entwick-

lungen und ihrer Funktion als Teil des gesellschaftlichen Beschwerdemanagements. Hin-

gegen ist ihr Stellenwert im Hinblick auf die Bereinigung eines Marktversagens gering. 

Wichtig in diesem Zusammenhang sind insbesondere die Rechtsdurchsetzung, die politi-

sche Lobbyarbeit sowie die Bildung eines Gegengewichts gegenüber der Wirtschaft. Letzt-

lich ist für eine erfolgreiche Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Einzelnen das Zusammen-

spiel der unterschiedlichen Tätigkeitsbereiche als Ganzes entscheidend. Für eine Finan-

zierung ergeben sich daraus Anforderungen wie Flexibilität bezüglich der Verwendungsbe-

reiche und Stetigkeit des Mittelflusses. Diesen Kriterien wird durch den vorgestellten Weg 

einer Stiftungsgründung entsprochen. 

Eine Verbesserung der Verbraucherinformation und Verbraucherberatung sowie der ge-

richtlichen Interessensvertretung der Verbraucher führt zu einer Steigerung der gesamtge-

sellschaftlichen Wohlfahrt.160 Um eine Position als gleichberechtigter Marktteilnehmer ein-

nehmen zu können und damit zu wirtschaftlicher Prosperität, d. h. der gesellschaftlichen 

Wohlfahrt, mittel- und langfristig wesentlich beitragen zu können, benötigen Verbraucher 

nicht nur grundsätzliche Rechte,161 sondern auch eine effiziente Vertretung, die insbeson-

dere die Informationsasymmetrien, aber auch die zusätzlich vorhandenen Gestaltungs- 

und Betroffenheitsasymmetrien reduziert, so dass eine realistische Vertrauensbasis die 

Funktionsfähigkeit der Märkte sichert. 
                                            
160  Vgl. zu den theoretischen Grundlagen im Zusammenhang mit Verbraucherorganisationen Nassua/Lübke 

(1996), S. 9 ff. sowie Hansen (2003) und Reisch (2003). 
161  Vgl. Oehler/Reisch (2008). 
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